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Der Gemeinderat Uznach erlässt gestützt auf Art. 30 Abs. 2 lit. c und Art. 31 Gemeindeordnung sowie 

Art. 24 lit. b und Art. 95 Gemeindegesetz folgendes Reglement: 

 

 Personalreglement 

 I. Allgemeine Bestimmungen 

  

 Art. 1 

Geltungsbereich 1 Dieser Erlass regelt das Arbeitsverhältnis des Personals der Politi-

schen Gemeinde Uznach (fortan: Gemeinde).  

2 Er gilt für das gesamte Personal der Gemeinde, sofern für einzelne 

Bereiche oder Berufsgattungen keine speziellen Vorschriften gelten. 

Von diesen Regelungen ausgenommen sind insbesondere die Lehrper-

sonen von Volks- und Musikschule1 sowie das nach den Bestimmungen 

des Obligationenrechts angestellte Personal2. Bei Mitarbeitenden mit 

Arbeitsverträgen, in denen anderslautende vertragliche Vereinbarun-

gen getroffen wurden, wird dieses Reglement nur subsidiär angewandt 

(vgl. auch Art. 8). 

  

 
Art. 2  

Arbeitgeberin, Personal-

chef/in, Verwaltungs-

kommission, Schlich-

tungsstelle  

1 Die Gemeinde als Arbeitgeberin wird durch den Gemeinderat vertre-

ten. Dieser bestimmt die Personalchefin / den Personalchef. Diese /die-

ser wacht über die einheitliche Anwendung dieses Reglements. 

2 Der Gemeinderat setzt zur Beratung und Behandlung von Personal-

fragen die Verwaltungskommission ein. Diese zieht bei Bedarf weitere 

Mitarbeitende oder Fachleute bei, wenn spezifisches Sach- oder Be-

reichswissen erforderlich oder einzelne Bereiche speziell von Entschei-

den betroffen sind. Die Verwaltungskommission amtet im Ausstand der 

Gemeindepräsidentin / des Gemeindepräsidenten als Ombudsstelle im 

Sinn von Art. 60 Personalgesetz3.  

3 Die Mitarbeitenden können in Personalfragen die Schlichtungsstelle 

der Vereinigung der St. Galler Gemeindepräsidentinnen und Gemein-

depräsidenten anrufen, wobei die Vorschriften der Personalverordnung4 

sinngemäss anzuwenden sind. 

  

                                                           

1 Für Lehrpersonen gilt das Volksschulgesetz, sGS 213.1 (VSG).  
2 z.B. Hilfspersonen für Abfall- und Marktwesen, Quartierschulen oder Dolmetscher 
3 Personalgesetz, sGS 143.1 (PersG) 
4 Art. 149 ff. Personalverordnung, sGS 143.11 (PersV) 
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Art. 3  

Personalpolitik Die Personalpolitik des Gemeinderats  

 a) orientiert sich am Leistungsauftrag der Verwaltung und der Gemein-

debetriebe, am Kundenbedürfnis, an den Ansprüchen des Perso-

nals sowie an den Möglichkeiten des Finanzhaushalts; 

 b) will für die Gemeinde fachlich und persönlich qualifizierte, ganzheit-

lich denkende, verantwortungsbewusste und entscheidungsfreu-

dige Mitarbeitende gewinnen und erhalten; 

 c) strebt ein sozialpartnerschaftliches Verhältnis zum Personal an; 

 d) fördert die Mitarbeitenden entsprechend ihren Aufgaben, Eignungen 

und Fähigkeiten durch zielorientierte und bedürfnisgerechte Aus-, 

Fort- und Weiterbildung; 

 e) fördert in angemessenem Umfang Ausbildungsplätze; 

 f) sorgt dafür, dass die Gemeinde eine verlässliche Arbeitgeberin ist; 

 g) gewährleistet zeitgemässe Arbeitsbedingungen;  

 h) hilft mit, dass Gesundheit und Sicherheit der Mitarbeitenden am Ar-

beitsplatz erhalten bleiben; 

 i) ermöglicht im Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten Teilzeitbe-

schäftigung (vgl. Art. 8 Abs. 2); 

 j) schafft im Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten gute Rahmen-

bedingungen für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf; 

 k) verwirklicht die Chancengleichheit für Frauen und Männer und Men-

schen mit Behinderung. 

  

 Art. 4 

ergänzendes Recht Soweit dieses Reglement nicht anwendbar ist oder keine Regelung ent-

hält, kommen die Bestimmungen des kantonalen Personalgesetzes und 

der dazugehörenden Vollzugsbestimmungen (nachstehend «kantonale 

Vorschriften» genannt) sachgemäss nur dann zur Anwendung, wenn 

dieses Reglement darauf verweist oder eine Regelung enthält, die der 

Ausführung bedarf. Der Gemeinderat kann im Einzelfall weitere kanto-

nale oder Bundes-Vorschriften sinngemäss anwenden. 
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Art. 5  

Ausführungsvorschriften Der Gemeinderat erlässt bei Bedarf Ausführungsvorschriften, insbeson-

dere über: 

 a) Spesen, Inkonvenienzen, Taggelder, Sitzungsgelder, Vergünstigun-

gen; 

 b) Personalbetreuung;  

 c) Benutzung und Einsatz der Informatik; 

 d) Datenschutz, wobei die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes5 

sachgerecht Anwendung finden; 

 e) weitere Bestimmungen dieses Reglements wie z.B. Home Office6.  

  

 
II. Arbeitsverhältnis 

 Art. 6  

Zuständigkeit 1 Der Gemeinderat begründet und beendet die Arbeitsverhältnisse der 

Amtsleitenden und der Schulleitungen. Er kann Zuständigkeiten und 

dienstrechtliche Befugnisse übertragen.  

 2 Er erstellt für das ständige Personal Stellenpläne und erlässt Weisun-

gen für die Anstellung durch die Amtsleitenden zusammen mit der Per-

sonalchefin / dem Personalchef. Die Beendigung dieser Arbeitsverhält-

nisse erfolgt ebenfalls durch die Amtsleitenden zusammen mit der Per-

sonalchefin / dem Personalchef. 

 3 Den direkten Vorgesetzten steht das Vorschlagsrecht zu. 

 4 Die Gemeindepräsidentin / der Gemeindepräsident begründet und be-

endet die Arbeitsverhältnisse jener Mitarbeitenden, die ausserhalb des 

Stellenplans befristet oder für ein bestimmtes Projekt für längstens 

6 Monate angestellt werden. Soll eine temporäre Anstellung um mehr 

als 3 Monate verlängert werden, hat der Gemeinderat vorgängig die Zu-

stimmung zu erteilen. 

 5 Im Altersheim sind die Betriebskommissionspräsidentin / der -präsi-

dent und die Heimleitung die zuständige Behörde, wobei der Gemein-

derat die Heimleitung auf Antrag der Betriebskommission anstellt resp. 

ihr kündigt. Die Heimleitung kann temporäre Stellen bis 12 Monate be-

setzen. 

  

                                                           

5 Datenschutzgesetz, sGS 142.1 (DSG) 
6 ergänzt mit Nachtrag 2022; siehe Gemeinderatsbeschluss Nr. 376 vom 16.02.2022 
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 6 In der Schule und deren Betrieben sind die Vorgesetzten und das Rek-

torat innerhalb der Stellenpläne zuständig für die Anstellungen und die 

Beendigungen der Arbeitsverhältnisse. Die Anstellung der Schulverwal-

tung richtet sich nach Abs. 2. 

  

 
Art. 7  

Stellenbesetzung 

 

Offene Stellen können nach öffentlicher Ausschreibung, auf dem Weg 

der Beförderung oder Berufung oder durch interne Umstellungen be-

setzt werden. 

  

 
Art. 8  

öffentlich- oder privat-

rechtliches Arbeitsver-

hältnis, Teilzeit, Stun-

denlohn  

1 Das Personal steht in einem öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis, 

sofern nicht ausdrücklich ein rein privatrechtliches Arbeitsverhältnis 

nach Obligationenrecht vereinbart wird (vgl. Art. 1). 

2 Das Arbeitsverhältnis wird in der Regel unbefristet mit bestimmtem 

Beschäftigungsgrad durch Abschluss eines schriftlichen Arbeitsvertrags 

begründet, der auf das dem Arbeitsverhältnis zugrundeliegende Recht 

verweisen soll. Wenn möglich soll der Beschäftigungsgrad 50% nicht 

unterschreiten.  

3 Teilzeitmitarbeitende haben grundsätzlich die gleichen Rechte und 

Pflichten wie Vollzeitbeschäftigte. So werden Ruhetage, Ferien, be-

zahlte Abwesenheiten oder Zulagen anteilmässig gewährt, sofern keine 

sachdienlichere Lösung vereinbart wird. 

4 Stundenlohn kann vereinbart werden mit Mitarbeitenden: 

 a) die für eine befristete Zeit von bis zu 6 Monaten angestellt sind;  

 b) deren Beschäftigungsgrad grosse Schwankungen erfährt;  

 c) die dauernd weniger als 8 Stunden pro Woche arbeiten.  

  

 
Art. 9  

vom Volk gewählte Mit-

arbeitende 

1 Bei vom Volk gewählten Mitarbeitenden wird das Arbeitsverhältnis 

durch gültige Wahl und Abschluss des schriftlichen Arbeitsvertrags be-

gründet.  

 2 Kommt der Arbeitsvertrag nicht zustande und nimmt die / der Mitarbei-

tende die Tätigkeit auf, wird das Arbeitsverhältnis nach den von der Ar-

beitgeberin angebotenen Bedingungen begründet. 
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3 Einigen sich die Vertragsparteien bei der erstmaligen Begründung des 

Arbeitsverhältnisses nicht über den Inhalt des Arbeitsvertrages, kann 

die / der Mitarbeitende öffentlich-rechtliche Klage vor Verwaltungsge-

richt erheben. 

  

 
Art. 10  

Beginn 

 

Das Arbeitsverhältnis beginnt an dem im Arbeitsvertrag festgelegten 

Tag, bei Wahl auf Amtsdauer am ersten Tag der Amtsdauer oder, wäh-

rend einer laufenden Amtsdauer, am Tag der Aufnahme der Amtstätig-

keit, sofern vertraglich nichts anderes vereinbart wird. 

  

 
Art. 11  

Probezeit 1 Die ersten 3 Monate gelten als Probezeit. Ausgenommen ist das auf 

Amtsdauer bestehende Arbeitsverhältnis. 

2 Ist die Mitarbeiterin / der Mitarbeiter infolge Krankheit, Unfall, Mutter-

schaftsurlaub oder Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht oder aus betrieb-

lichen Gründen verhindert, die Arbeit während der Probezeit zu leisten, 

wird diese im Ausmass der Abwesenheitsdauer verlängert. 

3 Die Personalchefin / der Personalchef und die Mitarbeiterin / der Mit-

arbeiter können in gegenseitigem Einverständnis die Probezeit verkür-

zen oder auf diese verzichten. 

 
 

 
Art. 12  

Auflösung 1 Das Arbeitsverhältnis endet: 

 a) mit der im Arbeitsvertrag vereinbarten Dauer oder dem Ablauf der 

Amtsdauer; 

 b) durch Kündigung; 

 c) durch Aufhebung des Vertrags im gegenseitigen Einverständnis; 

 d) nach erfülltem 65. Lebensjahr auf Ende des Monats (vgl. Art. 19); 

 e) bei der nach den Bestimmungen der Vorsorgeeinrichtung vollstän-

digen oder teilweisen Invalidität der / des Mitarbeitenden auf dem 

rentenberechtigten Teil; 

 f) mit dem Tod der / des Mitarbeitenden. 

 2 Die Vertragsparteien können die vorzeitige Auflösung des befristeten 

Arbeitsverhältnisses im Arbeitsvertrag regeln. 
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Art. 13 

Kündigung 

a) Grundsatz 

 

1 Die Vertragsparteien können das Arbeitsverhältnis unter Einhaltung 

einer Kündigungsfrist von 3 Monaten auf das Ende eines Kalendermo-

nats kündigen. Vorbehalten bleibt eine andere Kündigungsfrist nach 

Massgabe des Arbeitsvertrags. 

2 Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis beidseitig jederzeit 

mit einer Kündigungsfrist von 7 Tagen ohne weiteres mit schriftlichem 

Bescheid aufgelöst werden. Eine Begründungspflicht besteht beider-

seits nicht. 

 
 

 
Art. 14  

b) Begründung 

 

Die Kündigung durch die Gemeinde bedarf eines ausreichenden sach-

lichen Grundes. Die entsprechenden Kriterien richten sich nach den 

kantonalen Vorschriften, wobei vor einer Kündigung wegen ungenügen-

der Arbeitsleistung und/oder unbefriedigenden Verhaltens ein zweima-

liges schriftliches Ermahnen genügt. 

  

 
Art. 15  

c) fristlose Kündigung 1 Die Vertragsparteien können das Arbeitsverhältnis fristlos kündigen, 

wenn die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses für sie nach Treu und 

Glauben unzumutbar scheint. Die fristlose Kündigung bewirkt die sofor-

tige Auflösung des Arbeitsverhältnisses. 

2 Die disziplinarische Entlassung bleibt vorbehalten. 

  

 
Art. 16  

d) Form 

 

Die Kündigung bedarf der schriftlichen Form. Aus Gründen der Gleich-

behandlung haben weder die / der Mitarbeitende noch die Arbeitgeberin 

vor der Kündigung eine Stellungnahme abzugeben oder einzuholen. 

  

 
Art. 17 

e) Freistellung 1 Der Gemeinderat kann aus wichtigen öffentlichen oder betrieblichen 

Interessen Mitarbeitende während der ordentlichen Kündigungsfrist bis 

zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses von der Arbeitsleistung frei-

stellen.  
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2 Die Modalitäten der Freistellung werden in einer separaten Freistel-

lungsvereinbarung geregelt, wobei davon auszugehen ist, dass mindes-

tens ein Drittel der Freistellungstage als Ferienbezug gilt. Vor der Frei-

stellung sind allfällige Zeitguthaben gesamthaft zu kompensieren. 

 3 Ein während der Freistellung anderweitig erzieltes oder zu erzielen ab-

sichtlich unterlassenes Einkommen aus selbständig oder unselbständig 

geleisteter Arbeit wird an den Lohn angerechnet. Die / der Mitarbeitende 

hat einen allfälligen Ersatzverdienst in dieser Zeit zu melden und der 

Schadenminderungspflicht nachzuleben. 

  

 
Art. 18  

f) Kündigungsschutz, 

Ausnahme 

1 Der Kündigungsschutz richtet sich nach den kantonalen Vorschriften, 

sofern dieses Reglement keine anderslautenden Bestimmungen ent-

hält.  

2 Auf die vom Volk gewählten Mitarbeitenden werden die Kündigungs-

bestimmungen nicht angewendet.  

  

 
Art. 19  

g) Übertritt in den Ruhe-

stand 

1 Der ordentliche Übertritt in den Ruhestand erfolgt mit Erreichen der 

AHV-Altersgrenze auf Ende des Monats. Einer vorangehenden Kündi-

gung bedarf es nicht. 

2 Der vorzeitige Übertritt in den Ruhestand richtet sich nach den Be-

stimmungen der Vorsorgeeinrichtung. In diesem Fall gelten die ordentli-

chen Kündigungsfristen. 

3 Eine Tätigkeit über die AHV-Altersgrenze hinaus bedarf einer schriftli-

chen Regelung mit Zustimmung des Gemeinderats. 

4 Für die vom Volk gewählten resp. auf Amtsdauer angestellten Mitar-

beitenden endet das Arbeitsverhältnis mit Ende der Amtsdauer, in der 

sie das 65. Altersjahr erreichen. 

  

 
Art. 20  

Austrittsgespräche 1 Nach Auflösung des Arbeitsverhältnisses führt die / der Vorgesetzte 

ein Austrittsgespräch. In jedem Fall wird der austretenden Person auch 

ein Gespräch mit der / dem übergeordneten Vorgesetzten angeboten. 

 2 Das Austrittsgespräch dient der Bereinigung der Verhältnisse und er-

möglicht das Eruieren von Austrittsgründen. 
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 3 Das Gespräch wird in der Regel am bzw. kurz vor dem letzten Arbeits-

tag durchgeführt. Wenn das Gespräch für die Neubesetzung der Stelle 

relevant sein kann, darf es zeitnah nach der Kündigung erfolgen. 

  

 
III. Grundsätze über die Gestaltung des Arbeitsverhältnisses 

 
Art. 21  

Persönlichkeitsschutz In Bezug auf den Schutz der Persönlichkeit und die rechtliche Unterstüt-

zung werden die kantonalen Vorschriften angewendet. Die Gemeinde-

präsidentin / der Gemeindepräsident kann zum Schutz der Mitarbeiten-

den eine Rechtsvertretung bestellen.  

  

 
Art. 22  

Mitarbeitergespräche 

 

1 Die Mitarbeitenden werden von den Vorgesetzten periodisch, mindes-

tens einmal jährlich, zu einem Mitarbeitergespräch eingeladen. Nach ei-

ner Beschäftigungsdauer von fünf Jahren kann sich das Mitarbeiterge-

spräch im gegenseitigen Einverständnis jedes zweite Jahr auf Absatz 4 

beschränken.  

2 Das Mitarbeitergespräch ist eine Standortbestimmung. Es dient der 

Überprüfung der Leistung, des Verhaltens und der Arbeitszufriedenheit 

der Mitarbeitenden. 

3 Das Gespräch dient als Grundlage für die optimale Erfüllung der Auf-

gaben, der leistungsgerechten Entlöhnung und der zielgerichteten För-

derung der Mitarbeitenden. 

4 Das Mitarbeitergespräch beinhaltet konkrete Aussagen in Form von 

Zielsetzungen, Vereinbarungen und Massnahmen. 

5 Weitere Inhalte der Gespräche sind insbesondere Aufgabenerfüllung, 

Arbeitsumfeld, Zusammenarbeit und persönliche Entwicklung. 

6 Bei erheblichen Meinungsverschiedenheiten kann die Überprüfung 

durch die übergeordnete Vorgesetzte / den übergeordneten Vorgesetz-

ten, letztlich durch die Verwaltungskommission verlangt werden.  

  

 Art. 23 

Aus- und Weiterbildung 1 Die Gemeinde fördert die berufliche Aus- und Weiterbildung des Per-

sonals. Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, sich das für die Erfüllung 

ihrer Aufgaben notwendige Wissen anzueignen und dieses stets auf 

dem neusten Stand zu halten. Sie können zum Besuch von Aus- und 

Weiterbildungsveranstaltungen verpflichtet werden. 
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 2 Die Gemeinde übernimmt die Kosten für Aus- und Weiterbildungen, 

die sie anordnet. Für andere Aus- und Weiterbildungen kann die Ge-

meinde Kostenbeiträge entsprechend der Interessenlage leisten. Die 

Beitragshöhe, die allfällige Kostenrückerstattungspflicht sowie die Fra-

gen der Arbeitszeit und weiterer Kosten werden in einer Weiterbildungs-

vereinbarung geregelt. Die Vorgesetzten entscheiden im Rahmen des 

Budgets unter Einhaltung der entsprechenden Weisungen. 

 
 

 
Art. 24  

Anwesenheit am Arbeits-

ort 

Wenn es für die Aufgabenerfüllung wichtig ist, kann im Arbeitsvertrag 

vereinbart werden, dass Wohnsitz in der Gemeinde Uznach oder in ei-

nem Ort genommen wird, von wo aus der Arbeitsort in einer festgeleg-

ten Zeitspanne erreichbar ist. 

 
 

 
Art. 25  

Arbeitszeugnis Mitarbeitende können jederzeit ein Zeugnis verlangen, das Auskunft 

über die Art und die Dauer des Arbeitsverhältnisses sowie über ihre 

Leistung und ihr Verhalten gibt. Alternativ kann auch nur eine Arbeits-

bestätigung verlangt werden. Zwischen einzelnen Auskünften muss ein 

vernünftiger Beobachtungszeitraum liegen. Bei Arbeitsverhältnissen, 

die 6 Monate oder weniger lang dauern, wird grundsätzlich lediglich eine 

Arbeitsbestätigung ausgestellt.  

 
 

 
IV. Lohn 

 
Art. 26  

Anspruch, Bemessung 1 Mitarbeitende haben nach Massgabe dieses Erlasses Anspruch auf: 

 a) Lohn; 

 b) Zulagen; 

 c) weitere Entschädigungen (Inkonvenienzen). 

 2 Der Lohn der Mitarbeitenden bemisst sich nach den Anforderungen 

der Stelle (Funktion) sowie der Leistung und Erfahrung der Mitarbeiten-

den. Berücksichtigt werden kann auch die Situation auf dem Arbeits-

markt. Der Gemeinderat kann ein Lohnbandmodell zur Anwendung 

bringen. 

3 Bei vergleichbarer Ausbildung, Qualifikation, Leistung und Erfahrung 

wird gleicher Lohn für gleiche oder gleichwertige Arbeit ausgerichtet. 
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4 Wurde die Erwerbstätigkeit zur unentgeltlichen Erfüllung von Fami-

lien-, Eltern- oder Betreuungspflichten vorübergehend ausgesetzt, wer-

den die damit verbundenen Erfahrungen mitberücksichtigt. 

  

 
Art. 27  

Lohnanpassungen 1 Auf Beginn eines Kalenderjahres, in Ausnahmefällen während des 

Jahres, kann der Lohn der / des Mitarbeitenden angepasst werden. Eine 

Lohnanpassung kann erfolgen, wenn: 

 a) die / der Mitarbeitende eine gewichtige andere Funktion oder Aufga-

benbreite übernimmt;  

 b) Leistung, Weiterbildung oder Erfahrung es begründen; 

 c) die Teuerung es rechtfertigt. 

 2 Wird ein Lohnbandmodell angewendet, richten sich die Lohnanpas-

sungen nach diesem Modell.  

3 Bei ungenügenden Leistungen kann der Lohn nach vorangehender 

schriftlicher Androhung reduziert werden. Die / der Mitarbeitende wird 

vorher angehört und kann eine schriftliche Begründung verlangen. 

Kommt keine Einigung zustande, sind die Vorschriften über die Auflö-

sung des Arbeitsverhältnisses zu beachten. 

  

 
Art. 28  

Zulagen, Anwendung 

kantonale Vorschriften 

1 Die kantonalen Vorschriften kommen zur Anwendung, insbesondere 

für: 

 a) die Geburts- und Kinderzulagen; 

 b) den Lohnnachgenuss;  

 c) die Lohnfortzahlungen: 

 - bei Krankheit und Unfall; 

 - bei Mutterschaft; 

 - bei Dienstleistungen in Armee, Zivilschutz, Feuerwehr und zivilem 

Ersatzdienst. 

 d) … 7 

  

                                                           

7 aufgehoben mit Nachtrag 2022; siehe Gemeinderatsbeschluss Nr. 376 vom 16.02.2022 
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 2 Treten an die Stelle des Lohnes Lohnersatzleistungen, darf die Höhe 
der Nettolohnauszahlung bei Arbeitsverhinderung die Nettolohnhöhe 
bei Arbeitsleistung nicht übersteigen. Namentlich werden die bei Ar-
beitsleistung und Arbeitsverhinderung unterschiedlichen Abzüge be-
rücksichtigt, insbesondere die bei Arbeitsverhinderung entfallenden So-
zialversicherungsabzüge. 

  

 Art. 28a8 

Treueprämie 1 Die Treueprämie wird im Umfang eines halben Monatslohns erstmals 

ausgerichtet nach Vollendung des 10. Dienstjahres und danach jeweils 

nach Vollendung weiterer 5 Dienstjahre bei der Gemeinde Uznach 

(ohne Anrechnung der Lehrzeit). 

2 Die Anrechnung von Dienstjahren, die Bemessung der Höhe der   

Treueprämie und die Ausrichtung in Form von bezahltem Urlaub richten 

sich nach den kantonalen Vorschriften. 

3 Als Übergangsregelung gilt: Wer zum Zeitpunkt der Inkraftsetzung die-

ser Regelung bereits das 20. oder das 30., aber noch nicht das 25. bzw. 

35. Dienstjahr vollendet hat, erhält rückwirkend die Treueprämie für das 

20. bzw. 30. Dienstjahr in Form eines halben Monatslohns ausbezahlt. 

  

 
Art. 29  

weitere Entschädigun-

gen (Inkonvenienzen), 

Bereitschaftsdienst 

1 Der Lohnzuschlag für Mitarbeitende der Werkbetriebe während Ein-

sätzen an Ruhetagen beträgt 50% und an Werktagen während der 

Nacht 35% (vgl. Art. 49). Weitere Lohnzuschläge gelten als mit dem or-

dentlichen Lohn abgegolten. Eine Kumulation von Zuschlägen ist nicht 

möglich. 

2 Im Hauswartdienst sind die Zuschläge während Einsätzen an Ruheta-

gen und an Werktagen während der Nacht mit dem Anstellungsvertrag 

zu regeln oder in den Stundenlohn zu integrieren. 

3 Der Bereitschaftsdienst der Mitarbeitenden (vgl. Art. 53) wird, wenn er 

nicht im Rahmen des konkreten Auftrags entschädigt wird, mit einer 

Jahrespauschale gemäss Konstituierung abgegolten, die sich nach dem 

amtsinternen Verhältnis des geleisteten Bereitschaftsdienstes bemisst. 

Bereitschaftsdienst vor Ort resp. während der Arbeitszeit wird nicht ab-

gegolten. 

4 Das Altersheim, die Abteilung Tiefbau und allenfalls weitere Gemein-

debetriebe regeln den Bereitschaftsdienst und die Inkonvenienzen nach 

den eigenen Bedürfnissen, wobei die Höhe der Entschädigung in der 

gemeinderätlichen Konstituierung geregelt wird. 

                                                           

8 neu mit Nachtrag 2022; siehe Gemeinderatsbeschluss Nr. 376 vom 16.02.2022 
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5 Weitere Entschädigungen werden vom Gemeinderat anlässlich der 

Konstituierung festgelegt. 

  

 Art. 30  

Spesen, Dienstfahrten, 

Sitzungsgelder 
Die Spesenvergütungen sowie die Sitzungsgelder richten sich nach 

dem Konstituierungsbeschluss, wobei für Dienstfahrten ausserhalb der 

Gemeinde grundsätzlich öffentliche Verkehrsmittel zu benützen sind. 

  

 Art. 31  

Leistungsprämien 1 Die Verwaltungskommission9 entscheidet frei über die Ausrichtung von 

Leistungsprämien, wobei sie in folgenden Fällen geprüft wird: 

 a) ausserordentliche Leistungen, die deutlich über den Zielvereinba-

rungen und den Erwartungen aus der Stellenbeschreibung liegen; 

 b) Einbringen von Vorschlägen, die unter Beachtung der vorgegebe-

nen Qualitätsstandards belegbar zu Einsparungen führen; 

 c) Einbringen von Vorschlägen, die zu einer messbaren Steigerung der 

Kundenausrichtung, der Verwaltungseffizienz oder der Standortat-

traktivität der Gemeinde beitragen. 

 2 Leistungsprämien können sowohl einer Einzelperson als auch einer 

Verwaltungsabteilung ausgerichtet werden. 

3 Leistungsprämien sind eine freiwillige Zahlung der Arbeitgeberin und 

begründen keinen Rechtsanspruch seitens der Mitarbeitenden. 

  

 Art. 32  

Lohnzahlung 1 Die Lohnauszahlung erfolgt bargeldlos in monatlichen Raten oder im 

Stundenlohn. 

2 Der 13. Monatslohn wird jeweils hälftig im Juni und Dezember ausbe-

zahlt. Bei unterjährigem Ein- oder Austritt erfolgt die Zahlung anteilmäs-

sig.  

  

 Art. 33 

Abzüge Die Gemeinde ist verpflichtet bzw. berechtigt, vom Lohn periodisch fol-

gende Abzüge vorzunehmen (siehe auch Art. 28 Abs. 2): 

 a) die gesetzlichen Beiträge an die Sozialversicherungseinrichtungen; 

                                                           

9 geändert mit Nachtrag 2022; siehe Gemeinderatsbeschluss Nr. 376 vom 16.02.2022 
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 b) die Beiträge an die Vorsorgeeinrichtung; 

 c) weitere gesetzliche Abzüge; 

 d) Abzüge, die im Arbeitsvertrag oder anderweitig vereinbart wurden. 

  

 
V. Pflichten der Mitarbeitenden 

 
Art. 34  

Grundsatz Die Mitarbeitenden erfüllen ihre Aufgaben im Rahmen der Gesetzge-

bung, im Sinn der Stellenbeschreibungen, Zielvereinbarungen und all-

fälliger weiterer Vorgaben persönlich, kundenfreundlich, sorgfältig, zu-

verlässig, zielgerichtet, wirtschaftlich, zweckmässig und rechtmässig. 

Sie setzen sich verantwortungsbewusst für die Interessen der Ge-

meinde ein und unterlassen auch ausserhalb der Arbeitszeit alles, was 

dieser in irgendeiner Art schaden könnte. 

  

 
Art. 35  

Zuweisung anderer Ar-

beit 

1 Wenn es die Verhältnisse erfordern, kann der / dem einzelnen Mitar-

beitenden eine andere oder eine neue, der Ausbildung, Eignung oder 

dem Gesundheitszustand entsprechende Tätigkeit zugewiesen werden 

als jene gemäss Anstellungsbedingungen bzw. Stellenbeschreibung. 

Das gilt insbesondere auch für aushilfsweise Dienstleistungen.  

 2 Führt diese Änderung zu einer Lohnreduktion oder zu einer anderen 

wesentlichen Änderung der Rechtsstellung, sind die Vorschriften über 

die Auflösung des Arbeitsverhältnisses zu beachten. 

 
3 Die Mitarbeitenden unterstützen den Gemeindeführungsstab und den 

Gemeinderat in ausserordentlichen Lagen. 

4 Der / dem Mitarbeitenden kann entschädigungslos auch ein anderer 

Arbeitsort resp. können mehrere Arbeitsorte innerhalb der Gemeinde 

zugewiesen werden. 

  

 
Art. 36  

Stellvertretung 

 

Im Fall von Abwesenheiten von Mitarbeitenden hat das sich im Dienst 

befindende Personal deren Arbeit zu leisten, soweit dies im Interesse 

der Kundschaft bzw. der Gemeinde nötig ist und es sich mit den ange-

stammten wichtigen Aufgaben vereinbaren lässt. Es ergibt sich daraus 

kein Anspruch auf eine besondere Entschädigung, vorbehalten bleiben 

jedoch die Regelungen betreffend Überzeit. 
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Art. 37  

Meldepflicht  

a) allgemein 

1 Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Möglichkeiten 

zur Qualität, Attraktivität und zum guten Image der Gemeinde beizutra-

gen. Dazu gehören sowohl Verbesserungsvorschläge als auch das Mel-

den von Mängeln und Fehlleistungen zuhanden der Vorgesetzten oder 

der Verwaltungskommission, insbesondere in Fällen, bei denen eine 

Verantwortung und Haftung der Gemeinde abgeleitet werden oder die 

einen Imageschaden bewirken könnten. 

2 Mitarbeitende verstossen nicht gegen die Treuepflicht, wenn sie in 

Treu und Glauben Missstände melden. 

 
 

 
Art 38  

b) persönlicher Art 

 

1 Die Mitarbeitenden haben unverzüglich eine Meldung an die vorge-

setzte Stelle zu erstatten bei: 

 a) Verhinderung in der Aufgabenerfüllung; 

 b) Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit oder Unfall; 

 c) bei Änderungen der persönlichen Verhältnissen, soweit sie für das 

Arbeitsverhältnis von Bedeutung sind. 

 2 Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit oder Unfall muss spätestens nach 

5 Arbeitstagen mit einem Arztzeugnis nachgewiesen werden, sofern die 

vorgesetzte Stelle nicht bereits vorher ein Arztzeugnis verlangt. Bei ins-

gesamt länger als 3 Wochen dauernder Abwesenheit und / oder berech-

tigten Zweifeln an der Arbeitsunfähigkeit kann die Gemeindepräsiden-

tin / der Gemeindepräsident die Beurteilung durch einen Vertrauensarzt 

anordnen, der die Personalchefin / den Personalchef über Ausmass und 

Dauer der Arbeitsunfähigkeit informiert. Zudem gelten die Mitwirkungs-

pflichten gemäss Reglementen der Versicherungen. 

3 Zivilstandsänderungen, Geburt eigener Kinder, Todesfälle von Fami-

lienangehörigen sowie Adressänderungen sind der / dem Vorgesetzten 

und der Personalchefin / dem Personalchef, bei der Schule der Schul-

verwaltung und im Altersheim der Heimleitung zu melden. 

  

 Art. 39 

Nebenbeschäftigung, öf-

fentliche Ämter  

1 Grundsätzlich haben hauptberuflich angestellte Mitarbeitende ihre 

volle Arbeitskraft in den Dienst der Gemeinde zu stellen. Soll davon ab-

gewichen werden, ist dafür vorgängig eine Bewilligung der Gemeinde-

präsidentin / des Gemeindepräsidenten einzuholen. 
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 2 Die Gemeindepräsidentin / der Gemeindepräsident kann die Aus-

übung eines öffentlichen Amts oder einer Nebenbeschäftigung untersa-

gen oder Auflagen festlegen, wenn diese zusammen mit dem Arbeits-

verhältnis der Gemeinde ein Pensum von 100% übersteigt, sich die 

Ausübung nachteilig auf die Erfüllung der Aufgaben auswirkt oder aus-

wirken könnte oder sich aus anderen Gründen mit dem Arbeitsverhält-

nis nicht verträgt. Ausgenommen sind öffentliche Ämter, zu deren Über-

nahme eine Rechtspflicht besteht. 

 3 Besondere Vorsicht ist geboten bei Nebenbeschäftigungen und Äm-

tern, die zeitlich stark beanspruchen oder bei denen die Möglichkeit be-

steht, dass Interessenkollisionen entstehen. Zeitlich stark ins Gewicht 

fallende Nebenbeschäftigungen können auch gemeinnütziger Art sein. 

 4 Die Gemeinde kann das Arbeitsverhältnis kündigen, wenn Mitarbei-

tende die Auflagen nicht einhalten oder ein öffentliches Amt oder eine 

Nebenbeschäftigung trotz untersagter Ausübung beibehalten. 

 5 Sofern nichts anderes vereinbart, fallen die Entschädigungen öffentli-

cher Ämter, die während der Arbeitszeit wahrgenommen werden, an die 

Gemeinde. Dies gilt insbesondere für Fälle, in denen die Amtsausübung 

aufgrund der Konstituierung erfolgt. 

  

 
Art. 40  

Amtsgeheimnis 

 

1 Die Mitarbeitenden unterstehen der Schweigepflicht und wahren das 

Amtsgeheimnis. 

2 Geheimzuhalten sind Angelegenheiten, an deren Geheimhaltung nach 

ihrer Natur oder nach besonderer Vorschrift ein schutzwürdiges Inte-

resse besteht. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des Öffentlich-

keitsgesetzes10. 

3 Das Amtsgeheimnis besteht nach Auflösung des Arbeitsverhältnisses 

weiter. 

  

 
Art. 41  

Verbot der Annahme von 

Geschenken und ande-

ren Vorteilen 

1 Die Mitarbeitenden dürfen im Zusammenhang mit der beruflichen Tä-

tigkeit weder Geschenke noch andere Vorteile annehmen oder bean-

spruchen. Ausgenommen sind geringfügige11, sozial übliche Ge-

schenke und Vorteile, sofern diese die Erfüllung der Arbeitspflicht oder 

die Unabhängigkeit der Mitarbeiterin / des Mitarbeiters nicht beeinträch-

tigen. 

                                                           

10 Gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung, sGS 140.2 (Öffentlichkeitsgesetz) 
11 Bsp. für geringfügige Geschenke: 2 Flaschen Wein, Einladung zu einem gutbürgerlichen Essen 
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2 Bestehen Zweifel, ob ein Geschenk oder ein Vorteil angenommen oder 

beansprucht werden darf, bestimmt die / der zuständige Amtsleitende 

das weitere Vorgehen. 

 
 

 
Art. 42  

Erfindungen, Urheber-

rechte 

1 Die Mitarbeitenden verzichten auf die Rechte an Erfindungen und an 

urheberrechtlich geschützten Werken, die sie bei der Ausübung der Tä-

tigkeit im Rahmen des Arbeitsverhältnisses schaffen. Die Rechte gehö-

ren unabhängig von ihrer Schutzfähigkeit der Arbeitgeberin. Eine Ver-

gütung ist nicht geschuldet.  

2 Der Verzicht erfolgt unabhängig davon, ob Erfindungen und urheber-

rechtlich geschützte Werke in Erfüllung oder nicht in Erfüllung von 

Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis entstanden sind. Es gilt sinngemäss 

Art. 332 Abs. 4 OR. 

  

 
Art. 43  

Arbeitsmaterial 

 

Die im Rahmen der Tätigkeit zugänglichen Akten, Daten, Datenträger, 

Arbeitsunterlagen oder Arbeitsergebnisse dürfen nur im Zusammen-

hang mit der Arbeit für die Gemeinde verwendet werden. 

 
 

 
Art. 44  

Kommunikations-, Infor-

mationsmedien 

1 Die von der Gemeinde zur Verfügung gestellten Kommunikations- und 

Informationsmedien wie Internet, Intranet, Email, Telefon usw. sowie die 

Datenverarbeitungssysteme sind in erster Linie für berufliche Zwecke 

zu verwenden. Die private Verwendung ist auf ein Minimum zu be-

schränken oder hat ausserhalb der Arbeitszeit zu erfolgen. 

2 Untersagt ist insbesondere, Daten, die gegen Gesetze und Vorschrif-

ten aller Art, ethische Grundsätze oder die Menschenwürde verstossen, 

zu erstellen, zu speichern, zu verwenden, weiterzuverarbeiten oder wei-

terzugeben. 

3 Bei Anzeichen von Missbräuchen kann die / der Vorgesetzte in Ab-

sprache mit der Gemeindepräsidentin / dem Gemeindepräsidenten Log-

Dateien einholen und auswerten sowie den Umgang der betroffenen 

Person mit den Medien überwachen lassen. Ist die Gemeindepräsiden-

tin / der Gemeindepräsident betroffen, erteilt ein Ratsmitglied der Ver-

waltungskommission die Zustimmung.  

4 Im Übrigen gelten die Vorschriften über die Nutzung von Informatik-

werkzeugen. 



 

 

21 

 

 
Art. 45  

Alkohol, Drogen Der Arbeitsantritt unter Einfluss von Alkohol, Drogen oder vergleichba-

ren Mitteln ist untersagt. Ebenso deren Konsum während der Arbeitszeit 

inkl. Pausen. 

  

 
Art. 46  

Haftung der Mitarbeiten-

den 

1 Mitarbeitende sind für den Schaden verantwortlich, den sie der Ge-

meinde absichtlich oder fahrlässig zufügen. 

2 Die Gemeinde behält sich vor, soweit zulässig allfällige Schadener-

satzforderungen mit Lohnguthaben zu verrechnen. 

  

 
Art. 47  

Diskriminierung am Ar-

beitsplatz 

 

1 Alle Mitarbeitenden haben Recht auf Schutz und persönliche Integrität 

am Arbeitsplatz. 

2 Diskriminierendes oder belästigendes Verhalten, das die Würde oder 

Integrität einer Person beeinträchtigt oder verletzt, ist untersagt und wird 

disziplinarisch geahndet. 

  

 
Art. 48  

Pflichtverletzungen, 

Streiterledigung 

 

Bei Pflichtverletzungen bzw. Verstössen gegen dieses Reglement oder 

gegen Ausführungsvorschriften dazu oder bei Streitigkeiten kommen 

die kantonalen Vorschriften «Konfliktregelung12», «Vorgehen bei Pflicht-

verletzungen», «Personalrechtliche Massnahmen» und «Streiterledi-

gung» sachgerecht zur Anwendung, wobei vor dem Anhängigmachen 

einer personalrechtlichen Klage das Schlichtungsverfahren vor der 

Schlichtungsstelle der Vereinigung der St. Galler Gemeindepräsidentin-

nen und Gemeindepräsidenten durchzuführen ist. 

 
 

  

                                                           

12 Art. 59f., Art. 71 ff., Art. 75 ff. und Art. 78 ff. Personalgesetz 
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VI. Arbeitszeit, Ruhetage, Absenzen, Ferien und Urlaub 

 
Art. 49  

Arbeitszeit 1 Die durchschnittliche jährliche Sollarbeitszeit basiert auf der 5-Tage-

Woche und beträgt 42 Stunden pro Woche.  

 2 Die 5-Tage-Woche bezieht sich in der Regel auf Montag bis Freitag, 

wobei auch der Samstag als Werktag gilt. Die Arbeitsleistung ist zwi-

schen 06.00 bis 23.00 Uhr zu erbringen. Die wöchentliche Arbeitszeit 

soll 50 Stunden nicht überschreiten. 

 3 Im Altersheim, in der Abteilung Tiefbau und allenfalls in weiteren Ge-

meindebetrieben bestimmen sich die Arbeitszeiten (inkl. Nacht) nach 

den spezifischen betrieblichen Erfordernissen und werden von den 

Amts- resp. Betriebsleitenden in Dienstplänen erlassen. 

 4 Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, Überzeit (vgl. Art. 56) sowie gele-

gentlich Samstags- und Sonntagsarbeit zu leisten, wenn der Dienstbe-

trieb dies erfordert. In einem Anstellungsvertrag muss geregelt sein, 

wenn jemand regelmässig am Wochenende oder in der Nacht zum Ein-

satz gelangt. 

 5 Die Mittagspause oder eine vergleichbare Arbeitsunterbrechung nach 

spätestens 6 Stunden Arbeitszeit dauert wenigstens eine halbe Stunde 

und gilt nicht als Arbeitszeit. 

 6 Eine Pause von 15 Minuten pro Tag gilt als Arbeitszeit, sofern die Ar-

beitszeit mehr als 3 Stunden beträgt. 

 7 Die dienstliche Abwesenheit vom Arbeitsplatz gilt als Arbeitszeit. An-

gerechnet werden die effektiv für die geschäftliche Angelegenheit ver-

wendeten Stunden inkl. Reisezeit. Für gemeinsame Mahlzeiten sind 

mindestens 30 Minuten abzuziehen. Bei stundenweiser Abwesenheit 

wird diese im Bereich der Sollarbeitszeit angerechnet. 

 8 Den Mitarbeitenden angeordnete Arbeit (z.B. in Kommissionen oder 

bei öffentlichen Veranstaltungen) wird als Arbeitszeit angerechnet. 

 
9 Zulagenberechtigt ist die Nachtarbeitszeit von 23.00 bis 06.00 Uhr (vgl. 

Art. 29). 

10 Die Mitarbeitenden erfassen die geleistete Arbeitszeit mit den von der 

Arbeitgeberin vorgegebenen Zeiterfassungssystemen. Dies geschieht 

in der Regel täglich. Die / der Vorgesetzte kann Einsicht nehmen. Die 

Gemeindepräsidentin / der Gemeindepräsident kann Ausnahmen von 

der Zeiterfassungspflicht bewilligen. 
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Art. 50  

Büroöffnungszeit  1 Die Büroöffnungszeit der Gemeinde- und Schulverwaltung erstreckt 

sich13:  

 a) Montag: von 08.00 Uhr bis 11.30 Uhr, von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr; 

 b) Dienstag bis Freitag: von 08.00 Uhr bis 11.30 Uhr, von 14.00 Uhr bis 

16.30 Uhr; 

 c) vor gesetzlichen Feiertagen bis 16.00 Uhr. 

 2 Während der Büroöffnungszeit müssen alle Amtsstellen durchgängig 

durch kompetente Mitarbeitende besetzt sein.  

3 Von Montag bis Freitag ermöglicht das Personal der Gemeinde- und 

Schulverwaltung nach Voranmeldung Besprechungen mit der Bevölke-

rung für dienstliche Obliegenheiten. Das gilt sinngemäss für sämtliche 

Mitarbeitenden der Gemeinde.  

4 Die Schulverwaltung kann die Öffnungszeiten während den Schulfe-

rien einschränken.  

  

 
Art. 51  

Gestaltung der Arbeits-

zeit 

 

Wer nicht aus betrieblichen Gründen an feste Arbeitszeiten gebunden 

ist, kann bei der täglichen Anwesenheit Arbeitsbeginn, Mittagspause 

und Arbeitsende frei wählen. Die Mitarbeitenden haben sich dabei – vor-

behältlich Art. 50 – mit den Vorgesetzten abzusprechen und die betrieb-

lichen Erfordernisse zu berücksichtigen.  

  

 
Art. 52  

Kompensation, Übertrag 

 

1 Aus der Differenz zwischen der täglichen Sollarbeitszeit und der tat-

sächlich geleisteten Arbeitszeit ergeben sich Zeitguthaben oder Zeit-

schulden. 

2 Zeitguthaben werden grundsätzlich kompensiert. Kompensiert werden 

kann nur dann, wenn Art. 58 Abs. 4 und 5 eingehalten sind und erfüllt 

werden.  

3 Die Kompensation erfolgt nach vorgängiger Zustimmung der / des Vor-

gesetzten im Rahmen von maximal 5 Tagen je Monat unter Aufrechter-

haltung des ordentlichen Verwaltungsbetriebs. In Ausnahmefällen kann 

die Gemeindepräsidentin / der Gemeindepräsident auf schriftlichen An-

trag zusätzliche Kompensationstage gewähren. 

                                                           

13 Bibliothek und Altersheim haben eigene Öffnungszeiten.  
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4 Die Mitarbeitenden können Zeitguthaben und Zeitschulden im Umfang 

von höchstens 42 Stunden auf das Folgejahr übertragen. Stichtag ist 

der 31. Dezember. In begründeten Fällen kann die Gemeindepräsiden-

tin / der Gemeindepräsident eine abweichende Regelung treffen.  

5 Zeitguthaben, die 42 Stunden übersteigen, verfallen. Zeitschulden 

werden durch Lohnabzug ausgeglichen, soweit sie am Stichtag 

42 Stunden übersteigen.  

6 Teilzeitbeschäftigte Mitarbeitende übertragen Zeitguthaben und Zeit-

schulden auf das Folgejahr im Verhältnis zum Beschäftigungsgrad. 

7 Bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses sind Zeitguthaben oder Zeit-

schulden bis zum Austrittstag auszugleichen. Ein Zeitguthaben bei Be-

endigung des Arbeitsverhältnisses verfällt, eine Zeitschuld führt zu einer 

entsprechenden Lohnreduktion. Über Ausnahmen entscheidet die Ge-

meindepräsidentin / der Gemeindepräsident. 

 
 

 Art. 53 

Bereitschaftsdienst (Pi-

kett) 

 

1 Soweit aus betrieblichen Gründen die Erreichbarkeit von Mitarbeiten-

den für ausserordentliche Einsätze zu gewährleisten ist, organisieren 

die Amtsstellen Bereitschaftsdienst. Wer Bereitschaftsdienst leistet, 

muss ausserhalb der ordentlichen Arbeitszeit jederzeit erreichbar sein 

und auf Abruf den Dienst innert vorgegebener Zeitspanne aufnehmen 

können. Der Bereitschaftsdienst ist keine Arbeitszeit; die Entschädigung 

richtet sich nach Art. 29. 

2 Alle von ihrer Funktion her geeigneten Mitarbeitenden sind zur Leis-

tung von Bereitschaftsdienst verpflichtet. Die Vorgesetzten achten auf 

eine gleichmässige Belastung der Mitarbeitenden. 

  

 
Art. 54  

Ruhetage 1 Als Ruhetage gelten die Sonntage sowie Neujahr, 2. Januar, Karfrei-

tag, Ostermontag, Auffahrt, Pfingstmontag, 1. August, 1. November, 

Weihnachts- und Stefanstag. 

2 Als halbe Ruhetage gelten die Nachmittage des 1. Mai sowie des 24. 

und 31. Dezember. 

3 Fallen der Weihnachtstag (25. Dezember) und der Neujahrstag (1. Ja-

nuar) auf einen Dienstag, sind der 24. und der 31. Dezember arbeitsfrei. 

Fallen der Weihnachtstag und der Neujahrstag auf einen Mittwoch, ist 

der folgende Freitag arbeitsfrei. Die ausfallende Arbeitszeit ist auszu-

gleichen. 
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4 An jedem auf einen Arbeitstag fallenden Ruhe- oder arbeitsfreien Tag 

wird die tägliche Sollarbeitszeit gemäss Beschäftigungsgrad als Arbeits-

zeit gutgeschrieben. 

  

 
Art. 55  

Absenzen  1 Als Arbeitszeit im Verhältnis zum Beschäftigungsgrad resp. gemäss 

Dienstplan werden angerechnet: 

 a) Absenzen infolge Krankheit, Unfall, Militär- oder Zivildienst, Ferien 

oder bezahlter Urlaub;  

 b) weitere zwingende Absenzen nach Absprache mit der / dem Vorge-

setzten wie dringlicher Arzt- oder Zahnarzttermin oder schwere Er-

krankung oder Unfall in der Familie. 

 2 Alle übrigen und begründeten Absenzen werden nur angerechnet, 

wenn die / der Vorgesetzte einer Anrechnung zustimmt. 

3 Mitarbeitende haben ihre privaten Erledigungen wie Behördengänge, 

Arztbesuche oder Familienangelegenheiten soweit möglich in die Frei-

zeit ausserhalb der Büroöffnungszeiten zu legen. Solche Absenzen 

werden nicht als Arbeitszeit angerechnet. 

  

 
Art. 56  

Überzeit 

 

1 Überzeit entsteht, wenn auf Anordnung der Amtsleitenden in Abspra-

che mit der Personalchefin / dem Personalchef die vereinbarte Arbeits-

zeit zur Erfüllung einer unaufschiebbaren Aufgabe überschritten wird. 

Über Überstunden der Amtsleitenden befindet die Personalchefin / der 

Personalchef. 

2 Die Anordnung erfolgt vorgängig und schriftlich. Anspruch auf ange-

ordnete Überzeit besteht nur, wenn die zu leistende Arbeit ausseror-

dentlich zeitintensiv ausfällt (z.B. unerwartete Stellvertretung über meh-

rere Wochen oder arbeitsintensive Projekte). 

3 Überzeit wird als Arbeitszeit vergütet. 

  

 
Art. 57  

unbezahlter Urlaub Die Gemeindepräsidentin / der Gemeindepräsident kann unbezahlten 

Urlaub auf Gesuch hin bewilligen, wenn es die betrieblichen Verhält-

nisse und der Dienstleistungsauftrag der Gemeinde gestatten und der 

Gemeinde daraus keine Nachteile erwachsen. Die Versicherungsver-

hältnisse sind sachgerecht zu vereinbaren. 
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Art. 58  

Ferien 1 Das Personal hat jährlich Anspruch auf folgende bezahlte Ferien: 

 a) 23 Arbeitstage ab dem Jahr, in dem das 21. Altersjahr vollendet 

wird, bis zu dem Jahr, in dem das 49. Altersjahr erfüllt wird; 

 b) 28 Arbeitstage:  

 - für Jugendliche bis zum Jahr, in dem das 20. Altersjahr vollen-

det wird; 

 - für die übrigen Mitarbeitenden ab dem Jahr, in dem das 50. Al-

tersjahr vollendet wird. 

 c) 30 Arbeitstage ab dem Jahr, in dem das 60. Altersjahr vollendet 

wird.  

 2 Militärdienst, Zivilschutzdienst, ziviler Ersatzdienst und in Art. 54 be-

zeichnete Ruhetage, die in die Ferien fallen, gelten nicht als Ferientage. 

3 Die Ferien werden im Verhältnis zur geleisteten Arbeitszeit während 

eines Kalenderjahres bemessen: 

 a) bei Arbeitsantritt oder Arbeitsaustritt im Lauf eines Kalenderjahres; 

 b) wenn die Arbeit insgesamt innerhalb eines Kalenderjahres oder zu-

sammenhängend länger als zwei Monate ausgesetzt wird, insbe-

sondere wegen Krankheit oder Unfall, obligatorischer Dienstleistun-

gen in Armee, Zivilschutz und Feuerwehr, zivilen Ersatzdienstes, 

Schwangerschaft14 oder bezahltem Urlaub; 

 c) bei unbezahltem Urlaub. 

 4 Ferienansprüche bis maximal 5 Arbeitstage können auf das folgende 

Kalenderjahr übertragen werden (nicht kumulierbar). Über Ausnahmen 

entscheidet die Gemeindepräsidentin / der Gemeindepräsident. 

5 Die Mitarbeitenden haben ihre Ferienwünsche bis Ende Januar den 

Vorgesetzten anzumelden, wobei sie verpflichtet sind, die Ferien nach 

den Bedürfnissen der Arbeitgeberin auszurichten. Wenigstens 2 Ferien-

wochen sind zusammenhängend zu beziehen. Die angemeldeten Fe-

rien können nur mit Zustimmung der / des Vorgesetzten zeitnah ver-

schoben und nicht durch kompensierte Zeitguthaben ersetzt werden.  

6 Der Ferienanspruch in Sonderfällen sowie für temporär und befristet 

angestellte Mitarbeitende wird im Anstellungsvertrag oder von der Ge-

meindepräsidentin / vom Gemeindepräsidenten festgelegt. 

7 Ärztlich ausgewiesene Krankheit oder Unfall unterbrechen die Ferien. 

                                                           

14 Art. 329b Abs.3 OR: Wird ausschliesslich der Mutterschaftsurlaub und keine weitere bezahlte Abwesenheit 

beansprucht, erfolgt keine Kürzung des Ferienanspruchs.  
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8 Im Altersheim können in der Zeit vom 22. Dezember bis 2. Januar 

keine Ferien bezogen werden. Die Ferienregelung in Sonderfällen er-

folgt durch die Heimleitung. 

  

 
Art. 59  

Urlaub 1 Dem Personal werden ohne Lohnabzug oder Ferienkürzung folgende, 

unmittelbar zu beziehende Urlaube gewährt: 

 a) bei Heirat der resp. des Mitarbeitenden oder bei Eintragung der Part-

nerschaft: 2 Tage; 

 b) bei Hochzeit oder bei Eintragung der Partnerschaft von Kindern, El-

tern und Geschwistern: 1 Tag; 

 c) Vaterschaftsurlaub innerhalb von 6 Monaten nach Geburt eines Kin-

des: 15 Tage, finanziert nach den Grundsätzen gemäss Erwerbser-

satzgesetz 15 16;  

 d) Tod von: 

 - Ehe- oder Lebenspartnerinnen / -partnern sowie von Partnerin-

nen und Partnern eingetragener Partnerschaften: bis 3 Tage; 

 - Kindern und Eltern: bis 3 Tage; 

 - Geschwistern: bis 2 Tage; 

 - Schwiegereltern: 1 Tag. 

 e) Wohnungswechsel: 1 Tag (bei ungekündigtem resp. nicht befriste-

tem Arbeitsverhältnis). 

 f) bei plötzlicher Erkrankung eines Mitglieds des Haushalts oder eines 

nahen Angehörigen, sofern es an der notwendigen Betreuung fehlt: 

bis 2 Tage. 

 2 Ferner, soweit die Ereignisse auf Arbeitstage fallen:  

 g) Bestattung von (Ur-)Grosseltern, Enkelkindern, Schwägerinnen und 

Schwägern und nahen Angehörigen: 1 Tag. 

  

  

                                                           

15 Bundesgesetz über den Erwerbsersatz (Erwerbsersatzgesetz, EOG; SR 834.1)  
16 geändert mit Nachtrag 2022; siehe Gemeinderatsbeschluss Nr. 376 vom 16.02.2022 
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VII. Versicherungen 

 
Art. 60  

Amtsbürgschaft 

 

Die Gemeinde ist Mitglied einer Amtsbürgschafts-Genossenschaft, so-

fern sie sich nicht anderweitig in genügendem Mass gegen Vermögens- 

und Vertrauensschäden absichert. Die Amtsbürgschafts-Genossen-

schaft oder die Versicherung leistet für ihre Mitglieder resp. Versicher-

ten Sicherheit nach Massgabe der Gesetzgebung. Die Gemeinde be-

zahlt die Prämie. 

  

 
Art. 61  

Haftpflichtversicherung Die Gemeinde schliesst eine Haftpflichtversicherung für Vermögens-

schäden ab. Sie bezahlt die Prämie. 

  

 
Art. 62  

Vorsorge 1 Die Gemeinde versichert die Mitarbeitenden gegen die wirtschaftlichen 

Folgen von Alter, Invalidität und Tod.  

 2 Die Mitarbeitenden sind entsprechend des BVG17 zum Beitritt in die 

von der Arbeitgeberin bestimmte Pensionskasse verpflichtet, soweit 

keine anderen gesetzlichen Bestimmungen vorgehen. Die Beitrags-

pflicht sowie die Rechte und Pflichten der Versicherten richten sich nach 

dem Pensionskassenreglement. 

 3 Der Gemeinderat kann bei tiefen Einkommen auf freiwilliger Basis eine 

tiefere Eintrittsschwelle gewähren. 

  

 
Art. 63  

Unfallversicherung 

 

1 Die Gemeinde versichert das Personal gegen Betriebs- und Nichtbe-

triebsunfall. Teilzeitangestellte, die weniger als 8 Arbeitsstunden pro 

Woche arbeiten, werden nur gegen Betriebsunfall versichert. 

2 Die Prämien für die Betriebsunfallversicherung gehen zulasten der Ar-

beitgeberin, jene für die Nichtbetriebsunfallversicherung tragen hinge-

gen die Arbeitnehmenden.18 

  

                                                           

17 Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge, SR 831.40 
18 geändert mit Nachtrag 2022; siehe Gemeinderatsbeschluss Nr. 376 vom 16.02.2022 
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Art. 64  

Streikrecht 

 

Die Mitarbeitenden dürfen weder selbst in Streik treten noch andere Mit-

arbeitende dazu veranlassen, wenn durch die Arbeitsniederlegung: 

 a) die Sicherstellung der für Leben, Gesundheit und Sicherheit der Be-

völkerung unerlässlichen Dienstleistungen gefährdet würden; 

 b) grundlegende Sicherheitsaufgaben nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt 

würden. 

  

 
VIII. Schlussbestimmungen 

 
Art. 65  

Aufhebung bisherigen 

Rechts 
Aufgehoben werden: 

- das Personalreglement der Politischen Gemeinde Uznach vom 

19.12.2012; 

 - das Arbeitszeitreglement der Politischen Gemeinde Uznach vom 

06.12.2000. 

  

 
Art. 66 

Übergangsbestimmung 

Ferien- und Zeitgutha-

ben 

 

Nach Inkrafttreten dieses Reglements haben die Mitarbeitenden längs-

tens 3 Jahre Zeit, die bis zu diesem Zeitpunkt aufgelaufenen Ferientage 

und Zeitguthaben in Absprache mit der Gemeindepräsidentin / dem Ge-

meindepräsidenten zu beziehen. Ansonsten werden Art. 52 und 58 

Abs. 4 angewendet. 

  

 
Art. 67 

Umwandlung Verträge 

 

1 Sämtliche Dienstverhältnisse, die vor Vollzugsbeginn dieses Erlasses 

begründet worden sind, werden als Arbeitsverhältnisse nach den Be-

stimmungen dieses Erlasses weitergeführt. Die das Dienstverhältnis be-

gründenden Verfügungen werden durch einen öffentlich-rechtlichen 

Vertrag ersetzt, wenn sie einer Änderung bedürfen. 

2 Dienst- und Arbeitsverhältnisse, die als privatrechtlich bezeichnet wor-

den sind resp. sich nach dem Obligationenrecht richten, sollen – falls 

sinnvoll und möglich – ebenfalls diesem Reglement zugeführt werden, 

was von Fall zu Fall durch die Gemeindepräsidentin / den Gemeinde-

präsidenten beurteilt werden wird. 
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Art. 68 

personalrechtliche Mass-

nahmen 

 

Bei Vollzugsbeginn dieses Erlasses hängige, das Dienstverhältnis oder 

Ansprüche daraus betreffende Verfahren sowie hängige Disziplinarver-

fahren werden von der nach bisherigem Recht zuständigen Behörde 

und in dem nach bisherigem Recht massgebenden Verfahren erledigt.  

  

 
Art. 69  

Inkrafttreten 1 Dieses Reglement tritt auf den 1. Januar 2019 in Kraft. 

2 Der 1. Nachtrag gemäss Gemeinderatsbeschluss Nr. 376 vom 

16. Februar 2022 wird per 1. Januar 2022 angewendet.19 

  

 
Art. 70  

Änderungen 

 

Der Gemeinderat behält sich Änderungen des Personalreglements vor. 

Die beschlossenen Änderungen werden dem Personal mitgeteilt. So-

fern Mitarbeitende nicht innert 30 Tagen nach der Information beim Ge-

meinderat schriftlich Einwände erheben, erlangen die Änderungen Gül-

tigkeit. 

 

 

Vom Gemeinderat erlassen am 24. April 2019 

 

NAMENS DES GEMEINDERATES 

Der Gemeindepräsident Der Gemeindeschreiber 

 

 

   

Diego Forrer lic.iur. Mario Fedi 

 

 

                                                           

19 neu mit Nachtrag 2022; siehe Gemeinderatsbeschluss Nr. 376 vom 16.02.2022 


